
Abwägungstabelle 

Verfahrensart: Bebauungsplan 

Verfahrensname:  07 Ka-Sk - Buschweg 

Verfahrensschritt:  Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 

Zeitraum: 02.12.2022 - 20.01.2023 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit sind im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 3 (1) BauGB nicht eingegangen. 

Nr. Behörde/TÖB Stellungnahme Behörde/TÖB Stellungnahme Verwaltung/Abwägungsvorschlag Beschlussvorschlag 
1 1&1 Versatel Deutschland 

GmbH (Leitungsauskunft) 
- - - 

2 Bezirksregierung Arnsberg - 
Abt. 6 (Bergbau und Ener-
gie in NRW) 

- - - 

3 Bezirksregierung Arnsberg - 
Dez. 25 (Verkehr) 

Schreiben vom 13.12.2022 

Ich weise vorsorglich darauf hin, dass innerhalb eines 
verkehrsberuhigten Bereichs (Z 325) schon in der Pla-
nungs- und Bauphase die entsprechenden Ausführun-
gen zu berücksichtigen sind.  
So ist z.B. der im Zuge der bevorrechtigten Straße im 
Einmündungsbereich verlaufende Gehweg mit durch-
laufendem abgesenktem Bordstein zu versehen. In-
nerhalb des VB ist eine Mischfläche auszuführen, Par-
ken ist nur in den dafür gekennzeichneten Flächen er-
laubt. 

Keine Abwägung erforderlich 

Die fach- und ausführungstechnischen Hinweise 
sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung und wer-
den an die zuständige Fachplanung weitergeleitet. 

Kenntnisnahme 

4 Bezirksregierung Arnsberg - 
Dez. 51 (Höhere Natur-
schutzbehörde) 

Schreiben vom 02.12.2022 

Im vorliegenden Fall ergibt sich für mich als höhere 
Naturschutzbehörde keine Zuständigkeit. Aus diesem 
Grunde wird von hieraus auf die Abgabe einer Stel-
lungnahme verzichtet. 

Keine Abwägung erforderlich Die Hinweise der Höheren 
Naturschutzbehörde wer-
den im weiteren Planver-
fahren sach- und fachge-
recht berücksichtigt. 

Anlage 7



Jedoch weise ich darauf hin, dass im Zuge der weite-
ren Verfahrensschritte die Erforderlichkeiten des Ar-
tenschutzes, insbesondere die Bestimmungen des  
§ 44 BNatSchG, sowie der Landschaftspflege zu be-
rücksichtigen sind. Auf die Baumschutzsatzung der 
Stadt Kamen weise ich vorsorglich hin. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich gehe davon aus, dass bei der weiteren Planung 
Themen wie z.B. "Fassaden-/ Dachbegrünungen", 
"Umgang mit Starkregenereignissen" etc. Eingang fin-
den werden. 
 

Die Hinweise werden an die zuständigen Fachgut-
achter / Fachplanung weitergeleitet.  
 
Ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag lag den Un-
terlagen für die frühzeitige Beteiligung bereits bei. 
Der Fachbeitrag wird im Rahmen der Behördenbe-
teiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB den Unterlagen er-
neut beigefügt. 
Desweiteren wird bis zur Behördenbeteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB ein Umweltbericht erarbeitet. Hier 
wird dokumentiert, wie die Belange des Umwelt-
schutzes, des Naturschutzes, des Klimaschutzes und 
der Landschaftspflege durch Maßnahmen zur Ver-
meidung und Minderung von Umweltauswirkungen 
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Bebau-
ungsplans berücksichtigt und inwieweit Maßnah-
men zur Kompensation erforderlich werden. Ein 
Hinweis auf die Baumschutzsatzung erfolgt im B-
Plan sowie der Begründung. 
 
Die aufgeführten Themen werden bei der weiterge-
henden Planung sach- und fachgerecht berücksich-
tigt.  
Im Zuge der Planaufstellung wurde durch ein Fach-
ingenieurbüro ein Entwässerungskonzept erarbei-
tet, das eine weitgehende Einleitung und Versicke-
rung des anfallenden Regenwassers in den beste-
henden Erdmulden (Teich und Graben) innerhalb 
der Freifläche im Südosten des Plangebietes vor-
sieht. Dabei werden Starkregenereignisse gemäß 
den gültigen technischen Regelwerken berücksich-
tigt. Sollte ein Starkregenereignis darüber hinausge-
hen, besteht hier ein Überlauf in die südlich angren-
zende und nach Süden hin abfallende landwirt-
schaftlich genutzte Freifläche. 



5 Bezirksregierung Arnsberg - 
Dez. 53 Immissionsschutz - 
NL Lippstadt 
 
Schreiben vom 13.12.2022 

Die Festsetzungen im Bebauungsplan wurden darauf-
hin geprüft, ob und inwieweit die Planungsabsichten 
mit den Erfordernissen des Immissionsschutzes aus 
der Sicht der Oberen Umweltschutzbehörde verein-
bar sind. 
 
Die Belange des Dezernat 53 als Obere Immissions-
schutzbehörde sind nicht betroffen. 
Eine Beteiligung im weiteren Verfahren ist nicht er-
forderlich. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Beurteilung hinsicht-
lich der Anlagen, die nicht in die Zuständigkeit der Be-
zirksregierung Arnsberg als Obere Umweltschutzbe-
hörde fallen, erfolgt durch die Untere Immissions-
schutzbehörde des Kreises Unna. Diese Belange wur-
den nicht geprüft. 
 
Ich bitte, mir später den rechtskräftigen Bebauungs-
plan als pdf-Datei zu übersenden. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde des Kreises 
Unna wurde parallel in diesem Verfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
Die Bezirksregierung Arnsberg erhält eine digitale 
Version des rechtskräftigen Bebauungsplanes zur 
Kenntnisnahme. 
 

Kenntnisnahme 

6 Bezirksregierung Arnsberg 
Kampfmittelbeseitigungs-
dienst Westfalen-Lippe 
 

- - - 

7 Bezirksregierung Köln - Abt. 
7-Dez.72 (Geobasis NRW) 
 

- - - 

8 Bezirksregierung Münster: 
Dezernat 26 (Luftverkehr) 
 
Schreiben vom 07.12.2022 

Aus luftrechtlicher Sicht werden gegen die geplanten 
Maßnahmen keine Bedenken vorgetragen.  
Zur Info, an diesem Ort ist mit sehr geringem Flug-
lärm zu rechnen. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 

9 Biologische Station Kreis 
Unna/Dortmund 
 

- - - 



10 Deutsche Post Real Estate 
Germany GmbH, Regional-
bereich Düsseldorf 
 

- - - 

11 Deutsche Telekom Technik 
GmbH: Best Mobile - Richt-
funk-Trassenauskunft 
deutschlandweit (T-NAB) 
Schreiben vom 18.01.2023 

Wir betreiben derzeit in dem gekennzeichneten Be-
reich keine Richtfunkstrecke. Die benachbarte Richt-
funkstrecke hat genügend Abstand zum Planungssek-
tor. Deshalb erheben wir auch keine Einwände gegen 
die Planung. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 
 

Kenntnisnahme 

12 Deutsche Telekom Technik 
GmbH: West PTI 11 
 

- - - 

13 Emschergenossenschaft / 
Lippeverband: Poststelle 
 
Schreiben vom 18.01.2023 

Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen unserer-
seits keine grundsätzlichen Bedenken. Wir bitten aber 
um dringende Beachtung unserer nachfolgenden Hin-
weise zur Niederschlagsentwässerung: 
 
1) Zur Entwässerung des Plangebietes ist ein Trenn-
system mit Regenrückhaltung vorgesehen, welches 
an das bestehende Kanalnetz angeschlossen werden 
soll. Den Angaben zu Folge handelt es sich dabei um 
ein Mischsystem, womit die im WHG und im LWG 
NRW geforderte vom Schmutzwasser getrennte Be-
wirtschaftung des Regenwassers nicht gegeben ist. 
Die Planungen sollten deshalb hinsichtlich der Anbin-
dung der gedrosselt abgeleiteten Niederschlagsab-
flüsse an ein weiterführendes System so verändert 
werden, dass keine Vermischung mit Schmutzwasser 
erfolgt. 
Das Verfahren für die Beseitigung des im Plangebiet 
anfallenden Abwassers muss nach den Bestimmun-
gen des § 44 Landeswassergesetz ausgewählt wer-
den. Danach ist Niederschlagswasser von Grundstü-
cken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, be-
festigt oder an die öffentliche Kanalisation ange-
schlossen werden, gemäß § 55 Abs. 2 des 

 
 
 
 
 
zu 1) und 2) 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass das Plangebiet 
bereits vor dem 01.01.1996 überwiegend erstmals 
bebaut, befestigt und im Mischsystem an die öf-
fentliche Kanalisation angeschlossen war. Mit Aus-
nahme kleiner Teilbereiche im Südwesten und Süd-
osten befand sich auf dem Plangebiet das Betriebs-
gelände der Hofstelle Schulze-Bergcamen. Nach 
Aufgabe des Betriebs wurden die Hochbauten im 
Jahre 2020 zurückgebaut. Drei weitere Grundstücke 
im Plangebiet sind mit Einfamilienhäusern und ent-
sprechenden Nebenanlagen bebaut. 
Somit sind die Vorgaben des § 55 (2) WHG i.V.m.  
§ 44 (1) LWG bzgl. der getrennten Beseitigung von 
Niederschlagswasser und dessen ortsnaher Versi-
ckerung oder Einleitung in ein Gewässer hier nicht 
verpflichtend anzuwenden.  
 

 
 
 
 
 
zu 1) und 2) 
Der Anregung zur Entwäs-
serung des Plangebietes 
wird im Wesentlichen ge-
folgt, indem im Plangebiet 
ein Trennsystem errichtet 
und der überwiegende Teil 
des Niederschlagswassers 
vor Ort versickert wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Wasserhaushaltsgesetzes ortsnah zu versickern, zu 
verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewäs-
ser einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Für die Beseitigung von verschmutztem Nieder-
schlagswasser gelten die Anforderungen an die öf-
fentliche Niederschlagsentwässerung im Trennverfah-
ren. 
 
2) Obwohl im Gutachten beschrieben wird, dass der 
Boden versickerungsfähig ist, wird trotzdem anfallen-
des Niederschlagswasser in den Mischwasserkanal 
eingeleitet. Dies ist nicht im Sinne des § 44 LWG. 
 
 
3) Die Maßnahmen zur Dachbegrünungen sollten ver-
bindlicher im Plan bzw. in der Begründung darge-
stellt/festgesetzt werden, um zumindest etwas Nie-
derschlagswasser auf dem Grundstück zurückzuhal-
ten. 
 
4) Um die Auswirkungen auf die vom Lippeverband 
betriebenen Mischwasserbehandlungsanlagen prüfen 
zu können, sind wir in den weiteren Planungsprozess, 
insbesondere in die Entwässerungsplanungen, mit 
einzubeziehen. 
 

Gemäß dem aktuellen Entwässerungskonzept, das 
mit der Stadtentwässerung Kamen abgestimmt ist, 
wird ein gebietsinternes Kanalnetz getrennt nach 
Schmutz- und Niederschlagswasser erstellt. Wäh-
rend das Schmutzwasser vollständig in den Misch-
wasserkanal in der Südkamener Straße geleitet 
wird, wird das Niederschlagswasser zum weitaus 
überwiegenden Teil einer vorhandenen Erdmulde 
(Teich) im Südosten des Plangebietes zugeführt und 
dort vor Ort versickert. Lediglich das im nördlichen 
Randbereich anfallende Niederschlagswasser wird 
aus hydraulischen Gründen dem Mischwasserkanal 
in der Südkamener Straße zugeführt. Die Kapazitä-
ten des Mischwasserkanals sind für diesen Nieder-
schlagswasseranteil noch ausreichend. 
 
 
zu 3) Im Bebauungsplan erfolgt eine Festsetzung zur 
Dachbegrünung bei Flachdächern und flach geneig-
ten Dächern. Weiterhin wird im Bebauungsplan ein 
Hinweis zum Anlegen von Zisternen auf den Bau-
grundstücken gegeben. 
 
zu 4) Der Lippeverband wird im weiteren Planungs-
prozess durch die Stadtentwässerung Kamen betei-
ligt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 3) Der Anregung wird ge-
folgt, indem eine Festset-
zung zur Dachbegrünung in 
den Bebauungsplan aufge-
nommen wird. 
 
zu 4) Der Anregung wird ge-
folgt, indem der Lippever-
band im weiteren Planungs-
prozess beteiligt wird. 

14 Ericsson Services GmbH 
(Richtfunk-Trassenaus-
kunft) 
 
Schreiben vom 06.12.2022 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat 
die Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks keine 
Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 
 
Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme 
nur für Richtfunkverbindungen des Ericsson - Netzes 
gilt. 

Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
Die Deutsche Telekom wurde parallel in diesem 
Verfahren beteiligt. 

Kenntnisnahme 



Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die 
Deutsche Telekom in Ihre Anfrage mit ein. 
 

15 Evangelische Kirche von 
Westfalen (Bau- Kunst- 
Denkmalpflege) 
 

- - - 

16 Finanzamt Hamm 
 

- - - 

17 Gelsenwasser AG - Be-
triebsdirektion Unna 
 
Schreiben vom 09.01.2023 

Wir möchten Sie bitten, das Thema Löschwasserbe-
reitstellung als gesonderten Punkt mit aufzunehmen. 
Hierzu geben wir folgenden Hinweis: 
Aus dem o. g. Planbereich vorgesehenen Hydranten 
(siehe Entwurfsplanung) kann für den Grundschutz im 
Brandfall eine Löschwassermenge von 48m³/h ent-
nommen werden. Dies gilt für die Dauer von mindes-
tens 2 Stunden. Ein evtl. erforderlicher Objektschutz 
kann durch uns nicht gestellt werden. 
 
Aus diesen Angaben können keine Rechte hergeleitet 
werden. Insbesondere können bei etwaigen Störun-
gen keine Schadenersatzansprüche geltend gemacht 
werden. Auch muss während der Entnahme von 
Löschwasser die Trinkwasserversorgung gewährleis-
tet sein (vgl. DVGW-Arbeitsblatt W 405 "Bereitstel-
lung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwas-
serversorgung"). 
 
Nach erfolgreicher Verlegung kann den zuständigen 
Stellen ein Bestandsplan für die weitere Verwendung 
(z. Bsp. für Bauanträge) zur Verfügung gestellt wer-
den. 
Eine gesonderte Abfrage für einzelne Objekte ist so-
mit hinfällig. 
 
Weitere Anregungen haben wir nicht. 
 

Das Thema Löschwasserbereitstellung wird im Kapi-
tel 8.1. „Versorgung“ als Unterpunkt in die Begrün-
dung aufgenommen. 
 
Der Anregung wird sinngemäß und sachgerecht ge-
folgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und zu 
gegebener Zeit an die zuständigen Stellen zur Infor-
mation weitergeleitet. 

Der Anregung wird gefolgt, 
indem das Thema Lösch-
wasserbereitstellung sach-
gerecht in der Begründung 
berücksichtigt wird. 



18 Gemeindeverband Kath. 
Kirchengemeinden Ruhr-
Mark KöR (Immobilien, Or-
ganisation und Bau - Refe-
rat LIEGENSCHAFTEN) 
 

- - - 

19 Gemeinschaftsstadtwerke 
Kamen-Bönen-Bergkamen 
 

- - - 

20 Geologischer Dienst Nord-
rhein-Westfalen Landesbe-
trieb 
 
Schreiben vom 05.01.2023 

Zu o. g. Verfahren gebe ich im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung folgende Informationen und Hinweise 
zum Baugrund: 
 
Nach den im Geologischen Dienst NRW vorliegenden 
Unterlagen stehen im Plangebiet quartärzeitliche san-
dige und schluffige Ablagerungen über Tonmergel-
steinen der Oberkreide an. Im tieferen Untergrund 
treten verkarstungsfähige Kalksteine der Erwitte-For-
mation (Oberkreide) auf. Erdfälle oder andere Ver-
karstungserscheinungen sind aus der Umgebung des 
Plangebietes nicht bekannt. 
 
Die Planfläche befindet sich in einem Gebiet, in dem 
Gasaustritte in Bohrungen, insbesondere Methanaus-
gasungen, bekannt sind. Es ist daher nicht auszu-
schließen, dass bei möglichen Bohrarbeiten Gas, po-
tentiell auch unter erhöhten Druck, austreten kann. 
Von ausführenden Bohrunternehmen sind geeignete 
Arbeitsschutzmaßnahmen und Sicherheitsvorkehrun-
gen zu treffen und einzuhalten. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
Die fachlichen Informationen und Hinweise werden 
an die zuständigen Fachplaner/-gutachter weiterge-
leitet und sachgerecht in Begründung/Umweltbe-
richt aufgenommen.  
 

Kenntnisnahme 

21 Handwerkskammer Dort-
mund 
Schreiben vom 12.01.2023 

Nach Abwägung handwerklicher Interessen bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die vorgelegte 
Planung. 
 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 

22 Industrie- und Handelskam-
mer zu Dortmund 

Die ehemals als landwirtschaftliche Hofstelle ge-
nutzte und derzeit brach liegende Grundstücksfläche 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 



 
Schreiben vom 04.01.2023 

zwischen Südkamener Straße, Buschweg und Lothar-
Kampmann-Straße besitzt für eine städtebauliche 
Wohnflächenarrondierung eine besonders gute Eig-
nung, da sie im Norden und Osten von kleinteiligen 
Wohnnutzungen begrenzt wird und durch die o.a. Be-
standsstraßen bereits erschlossen ist. 
 
Seitens der Industrie- und Handelskammer bestehen 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht gegen den Bebau-
ungsplan Nr. 7 Ka-SK - Buschweg keine Bedenken. 
 
Wir behalten uns vor, im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens gem. § 4 Abs. 2 BauGB, auf Basis detaillier-
terer Informationen, eine ergänzende oder abwei-
chende Stellungnahme abzugeben. 
 

23 Kath. Kirchengemeinde 
Heilig Kreuz Kamen 
 

- - - 

24 Kreis Unna 
 
Schreiben vom 20.01.2023 
+ Nachtrag vom 14.06.2023 

Nach Auswertung der Unterlagen teile ich Ihnen zu-
nächst mit, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt Be-
denken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 07 Ka-Sk »Buschweg in Südkamen« bestehen. 
 
Auf der mittlerweile abgebrochenen Hofstelle befand 
sich eine Eigenverbrauchertankstelle für Dieselkraft-
stoff. Lt. den mir vorliegenden Unterlagen stand diese 
Eigenverbrauchertankstelle oberirdisch auf einer un-
befestigten Fläche, welche im Juli 1995 augenschein-
lich als gering verschmutzt eingestuft wurde. Diese 
Tankanlage war bereits vor dem 01.10.1976 in Be-
trieb. Lt. Protokoll der Überwachung vom Juli 1995 
wurden bei 2 Tanks (3400 l und 10.000 l) jedoch di-
verse Mängel festgestellt. Die Zuleitungen waren un-
terirdisch verlegt. 
Die Eigenverbrauchertankstelle wurde daraufhin in 
ein vorhandenes Gebäude (Anschreiben Schulze-

Es wird auf den Nachtrag vom 14.06.2023 verwie-
sen, in welchem die Bedenken bei Einhaltung be-
stimmter Vorgaben zurückgenommen wurden. 
 
 
Es wird ein Gutachter beauftragt, der In Abstim-
mung mit der Unteren Bodenschutzbehörde eine 
nutzungsbezogene Gefährdungsabschätzungsunter-
suchung durchführt. 
 
Der Anregung wird somit sachgerecht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Bodenschutzrechtli-
chen Anregung wird ge-
folgt, indem ein eine nut-
zungsbezogene Gefähr-
dungsabschätzungsuntersu-
chung nach Maßgabe der 
Unteren Bodenschutzbe-
hörde durchgeführt wird. 
 
 
 
 
 



Bergcamen vom 29.05.1996) verlegt. 
 
Zusätzlich ragt in das südwestliche Bebauungsplange-
biet die nachfolgend aufgeführte Altlastverdachtssflä-
che hinein: 
15/348: 
Bei der Fläche 15/348 handelt es sich um eine Altab-
lagerung. Auf Luftbildern des Jahres 1978 wurde für 
den Bereich eine Aufschüttung identifiziert. 
Die Stärke der Aufschüttung beträgt gemäß der 
durchgeführten Luftbildauswertung etwa 1 m. 
Über die Zusammensetzung und chemische Beschaf-
fenheit der Aufschüttungsmaterialien liegen mir bis-
lang keine Kenntnisse vor. Ergebnisse über Unter-
grund- oder Gefährdungsabschätzungsuntersuchun-
gen liegen mir für den Aufschüttungsbereich eben-
falls nicht vor. 
Für die Altablagerung Nr. 15/348 besteht ein begrün-
deter Altlastenverdacht. 
 
Zu den Unterlagen des Bebauungsplanes gehört: 
• Erschließung B-Plangebiet Nr. 07 Ka-SK "Buschweg" 
in Kamen - Baugrunderkundung, Baugrundtechnische 
Beratung, Vorbeurteilung im Hinblick auf Untergrund-
verunreinigungen - vom 01.03.2022, Gutachten Inge-
nieurgesellschaft für Geotechnik (ingeo): 
Es wurde eine stichpunktartige Probenahme durchge-
führt. Insgesamt wurden 7 Rammkernsondierungen 
(RKS) bis 5,0 m unter Geländeoberkante (uGOK), 1 
RKS bis 6,0 m uGOK und 3 Schürfe bis 1,0 bzw. 1,2 m 
uGOK zu Versickerungsversuchen niedergebracht. Bei 
diesen Beprobungen handelt es sich um eine reine 
Baugrunduntersuchung mit abfalltechnischer Bewer-
tung. Eine Gefährdungsabschätzungsuntersuchung 
hat nicht stattgefunden. 
Die Bereiche der ehemaligen Eigenverbrauchertank-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



stelle und die Altlastverdachtsfläche 15/348 wurden 
bei diesen Beprobungen nicht erfasst. 
Die abfalltechnische Analytik weist auf eine erhebli-
che PAK bzw. BaP-Überschreitung der Prüfwerte 
(Nutzungsszenario Wohnen) der BundesBoden-
Schutz-Verordnung hin. Es ist eine nutzungsbezogene 
Gefährdungsabschätzungsuntersuchung für das Be-
bauungsplangebiet erforderlich, welche auch Unter-
suchungen der Bereiche der Eigenverbrauchertank-
stelle und der Altlastverdachtsfläche AA 15/348 zu 
umfassen hat. 
Erst nach Vorliegen dieser mit mir abgestimmten Ge-
fährdungsabschätzungsuntersuchung kann über das 
weitere Vorgehen entschieden werden. 
 
Bereits jetzt kann ich aber bereits auf folgende Maß-
nahmen hinweisen: 

• Die Altlastverdachtsfläche 15/348 ist zu kenn-
zeichnen. 

• Aufgrund der festgestellten Benzo(a)pyren-Prüf-
wertüberschreitungen in den Mischproben MP A1 
und MP A3 in dem Gutachten zur Baugrundunter-
suchung ist für das gesamte Bebauungsplangebiet 
eine nutzungsbezogene Gefährdungsabschätzung 
durchzuführen. 

• Diese Gefährdungsabschätzung hat auch die Alt-
lastenverdachtsfläche AA 15/348 zu umfassen. 

• Der Untersuchungsumfang dieser Gefährdungsab-
schätzung ist durch einen Altlastensachverständi-
gen/ Bodengutachter bzw. einen Gutachter der 
nachweislich über die erforderliche Sachkunde in 
der Altlastenbearbeitung verfügt mit dem Kreis 
Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und Umwelt, 
Sachgebiet Bodenschutz und Altlasten abzustim-
men. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise der Unteren Bodenschutzbehörde 
werden im Nachtrag vom 14.06.2023 durch eine 
neuere Stellungnahme der Behörde aktualisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Außerdem ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht folgen-
der Hinweis aufzunehmen: 
Die Verwertung von Sekundärbaustoffen (Recycling-
baustoffe/Bauschutt, industrielle Reststoffe) oder 
schadstoffbelasteten Bodenmaterialien der Einbau-
klasse 1 oder 2 der LAGA-Richtlinie z.B. zur Errichtung 
einer Tragschicht für die Neubebauung bedarf einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß § 8 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG). Diese Erlaubnis ist bei der Kreis-
verwaltung Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und 
Umwelt zu beantragen. 
Im Rahmen des Erlaubnisantrages, der mindestens 4 
Wochen vor Einbaubeginn bei der Kreisverwaltung 
Unna in zweifacher Ausfertigung einzureichen ist, 
sind Daten zum vorgesehenen Einbaumaterial (Art, 
Menge, Herkunft, Gütenachweis oder Einzelanalyse-
daten) sowie zum Einbauort (Einbauzweck und Ein-
bautiefe in m ü NN, Einbaumächtigkeit, Flächengröße, 
Sicherungsmaßnahme an der Oberfläche (Art der Ver-
siegelung), Untergrundverhältnisse, höchster zu er-
wartender Grundwasserstand, Grundwasserflurab-
stand, Übersichtslageplan, Lageplan 1: 1.000, ggf. De-
tailzeichnung) vorzulegen. Mit dem Einbau der Recyc-
lingbaustoffe darf erst nach Erteilung der wasser-
rechtlichen Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Unna 
begonnen werden. 
Die Verwertung von industriellen Reststoffen ist auf 
Grundstücken, die der Wohnnutzung dienen, ausge-
schlossen. 
 
Nachtrag 14.06.2023: 
Mit Schreiben vom 09.01.2023 hatte ich Bedenken 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 07 Ka 
Sk „Buschweg in Südkamen“ erhoben. 
Mittlerweile liegt mir eine „Nutzungsbezogene Ge-
fährdungsabschätzung – zur Erkundung und 

Der wasserwirtschaftliche Hinweise wurde im Nach-
trag vom 14.06.2023 durch einen neueren Hinweis 
der Behörde ersetzt, der die am 01.08.2023 in Kraft 
getretene Ersatzbaustoffverordnung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Erfassung von möglichen Verunreinigungen für das 
geplante Bebauungsplangebiet Nr. 07 Ka-Sk Busch-
weg in Kamen“ vom 10.03.2023 vor. Erstellt wurde 
das mit mir abgestimmte Gutachten durch das Büro 
KIB Unna GmbH. 
Es wurden nutzungsbedingte Veränderungen im Un-
tergrund bis zu einer Tiefe von >40 cm bis ~ 80 cm 
festgestellt. Im Bereich der RKS 5 wurden erhöhte Ge-
halte an Chromgesamt mit 780 mg/kg nachgewiesen. Da 
hier eine Überschreitung der Prüfwerte Wirkungspfad 
Boden-Mensch sowohl für das Nutzungsszenario Kin-
derspielflächen (200 mg/kg) als auch für das Nut-
zungsszenario Wohngebiete (400 mg/kg) vorlag, wur-
den die Rückstellproben zusätzlich auf ChromIV nach-
beprobt. Beide untersuchten Proben lagen für Chro-
mIV unterhalb der Bestimmungsgrenze (Analytik vom 
19.05.2023).  
Aus abfalltechnischer Sicht fällt ein erhöhter Zink-Ge-
halt von 460 mg/kg auf, der in der Zuordnungskatego-
rie Z2 gem. LAGA Boden eingeordnet werden kann. 
Dem Gutachtervorschlag, den vorhandenen Oberbo-
den abzuschieben, Böden mit technogenen Beimen-
gen zu entsorgen und saubere Boden für die Hausgär-
ten in einer Mächtigkeit von mindestens 60 cm einzu-
bauen kann ich mich anschließen.  
Beide vorliegenden Gutachten sind im Rahmen eines 
Bodenmanagementkonzeptes auszuwerten und im 
Bebauungsplan festzuschreiben. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 07 
Ka-Sk »Buschweg in Südkamen« bestehen nur dann 
keine Bedenken, wenn nachfolgende Nebenbestim-
mungen und Hinweise in die Textliche Fassung aufge-
nommen und entsprechend gekennzeichnet werden. 

• Die Altlastverdachtsfläche 15/348 ist zu kenn-
zeichnen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In die Planzeichnung des Bebauungsplans wird eine 
Kennzeichnung der Altlastenverdachtsfläche gem.  
§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB aufgenommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen der Unte-
ren Bodenschutzbehörde 
wird sachgerecht gefolgt, 



• Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchungen 
des Büros Ingenieurgesellschaft für Geotechnik 
(ingeo), Gutachten vom 01.03.2022 und des Gut-
achterbüros KIB Unna GmbH, Gutachten vom 
10.03.2023 sind zu bündeln und in einem Boden-
managementkonzept die zukünftigen Handlungs-
weisen darzustellen und festzuschreiben. 

• Falls im Rahmen der Erd- und Aushubarbeiten or-
ganoleptische Auffälligkeiten (ungewöhnlicher 
Geruch, untypisches Aussehen, Auffüllungsmas-
sen, Hausmüllreste, Boden- und Grundwasserver-
unreinigungen, etc.) festgestellt werden, ist die 
Kreisverwaltung Unna, Fachbereich Mobilität, Na-
tur und Umwelt sofort zu informieren. Das wei-
tere Vorgehen ist mit der Kreisverwaltung Unna 
abzustimmen. 

 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist folgender Hinweis 
aufzunehmen: 

• Ab dem 01.08.2023 sind für den Einbau von mine-
ralischen Ersatzbaustoffen (MEB) oder ihrer Gemi-
sche die Regelungen der Ersatzbaustoffverord-
nung anzuwenden. Der Einbau der in § 20 Abs. 1 
und 22 Abs. 1 Ersatzbaustoffverordnung genann-
ten Baustoffe ist der Kreisverwaltung Unna, Fach-
bereich Mobilität, Natur und Umwelt, Sachgebiete 
Wasser und Boden 4 Wochen vor dem geplanten 
Einbau anzuzeigen.  
Die Anzeige kann elektronisch oder schriftlich ein-
gereicht werden. Hierfür ist das Muster in Anlage 
8 der Ersatzbaustoffverordnung zu verwenden.  
Innerhalb von 2 Wochen nach Abschluss der Bau-
maßnahme ist der Kreisverwaltung Unna, die Ab-
schlussanzeige (Zusammenfassung Lieferscheine, 
tatsächlich eingebaute Mengen und 

Die Erarbeitung des Bodenmanagementkonzepts 
wird nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens 
und rechtzeitig vor Beginn der Baumaßnahmen 
durchgeführt und mit der Unteren Bodenschutzbe-
hörde abgestimmt. 
 
 
Der Hinweis zu Erd- und Aushubarbeiten wird als 
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der wasserwirtschaftliche Hinweis wird als Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
Den Anregungen aus dem Nachtrag vom 14.06.2023 
wird somit sachgerecht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

indem die Altlastenver-
dachtsfläche im Bebau-
ungsplan gekennzeichnet, 
ein Bodenmanagementkon-
zept vor Beginn der Bau-
maßnahmen erarbeitet und 
der Hinweis zu Erd- und 
Aushubarbeiten in den Be-
bauungsplan aufgenommen 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, 
indem der wasserwirt-
schaftliche Hinweis in den 
Bebauungsplan aufgenom-
men wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Materialklassen nach Muster Anlage 8 der Ersatz-
baustoffverordnung) vorzulegen. 

• Ist der Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen 
aufgrund der hydrogeologischen Verhältnisse 
nicht möglich/zulässig ist, wird auf die Möglichkeit 
hingewiesen Materialien, die nachweißlich die 
Klasse BM 0 und BG 0 einhalten zu verwenden. 

Ende des Nachtrags vom 14.06.2023 
 
 
Dem beigefügten Dokument "Bebauungsplan Nr. 07 
Ka-SK »Buschweg« Begründung" (S. 44) ist weiterhin 
zu entnehmen, dass die Entwässerung des Plange-
biets über ein Mischsystem erfolgt. Zwar ist innerhalb 
der geplanten Siedlung ein Trennsystem vorgesehen, 
das anfallende Niederschlagswasser soll jedoch mit 
dem Abwasser vermischt und in eine Mischwasserlei-
tung geführt werden. 
Gem. § 55 WHG ist das auf dem dargestellten Grund-
stück anfallende Niederschlagswasser ortsnah zu ver-
sickern oder in einen Vorfluter einzuleiten. Eine Ab-
weichung hiervon ist gem. § 44 LWG nur bei einem 
unverhältnismäßig hohen Aufwand zulässig. 
Gem. Ihren Angaben im "Bebauungsplan Nr. 07 Ka-SK 
»Buschweg« Begründung" (S. 12) weist der Boden im 
Plangebiet Durchlässigkeitsbeiwerte von 1,0*10-5 bis 
1,4*10-5 m/s auf und ist damit versickerungsfähig. 
Zudem liegt laut Abwasserbeseitigungskonzept (2022 
- 2027) der Stadt Kamen im Buschweg sowie in der 
Lothar-Kampmann-Straße ein Regenwasserkanal bzw. 
ein Graben vor. 
 
Ich bitte um eine Überarbeitung des Entwässerungs-
konzepts unter Berücksichtigung der o.g. gesetzlichen 
Vorgaben oder ggf. einen Nachweis dafür, dass eine 
getrennte Ableitung von Niederschlags- und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass das Plangebiet 
bereits vor dem 01.01.1996 überwiegend erstmals 
bebaut, befestigt und im Mischsystem an die öf-
fentliche Kanalisation angeschlossen war. Mit Aus-
nahme kleiner Teilbereiche im Südwesten und Süd-
osten befand sich auf dem Plangebiet das Betriebs-
gelände der Hofstelle Schulze-Bergcamen. Nach 
Aufgabe des Betriebs wurden die Hochbauten im 
Jahre 2020 zurückgebaut. Drei weitere Grundstücke 
im Plangebiet sind mit Einfamilienhäusern und ent-
sprechenden Nebenanlagen bebaut. 
Somit sind die Vorgaben des § 55 (2) WHG i.V.m.  
§ 44 (1) LWG bzgl. der getrennten Beseitigung von 
Niederschlagswasser und dessen ortsnaher Versi-
ckerung oder Einleitung in ein Gewässer hier nicht 
verpflichtend anzuwenden.  
 
Gemäß dem aktuellen Entwässerungskonzept, das 
mit der Stadtentwässerung Kamen abgestimmt ist, 
wird ein gebietsinternes Kanalnetz getrennt nach 
Schmutz- und Niederschlagswasser erstellt. Wäh-
rend das Schmutzwasser vollständig in den Misch-
wasserkanal in der Südkamener Straße geleitet 
wird, wird das Niederschlagswasser zum weitaus 
überwiegenden Teil einer vorhandenen Erdmulde 
(Teich) im Südosten des Plangebietes zugeführt und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zur Entwäs-
serung des Plangebietes 
wird im Wesentlichen ge-
folgt, indem im Plangebiet 
ein Trennsystem errichtet 
und der überwiegende Teil 
des Niederschlagswassers 
vor Ort versickert wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwasser im Plangebiet mit einem unverhältnismäßig 
hohen Aufwand verbunden ist. Dabei ist auch die 
durchzuführte Gefährdungsabschätzung zu berück-
sichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht des vorbeugenden Gesundheitsschutzes 
teile ich Ihnen mit, dass neben dem Vorentwurf der 
Begründung (Stand: 26.10.2022) u. a. auch das Gut-
achten "Geräuschemissionen und -immissionen durch 
Schienenverkehr im Bebauungsplangebiet 07 Ka-SK 
"Buschweg" in Kamen" des TÜV Nord, Essen, G-Nr. 
822SST090 vom 28.03.2022, vorliegt. 
 
Die Schallimmissionssituation ist bzw. wird in der Zu-
kunft geprägt sein von folgenden Geräuschquellen: 
1) Das Plangebiet liegt hinsichtlich der Schallimmissio-
nen im Einwirkungsbereich (Abstand: 200 - 300 m) 
der Eisenbahnlinie Dortmund - Hamm. 
2) Jenseits dieser Bahnlinie besteht zudem ein Indust-
riegebiet (GI), welches in einem Änderungsverfahren 
als gewerbliche Baufläche (GE) ausgewiesen werden 
soll (vgl. Kap. 3.2 der Begründung). 
3) Nördlich des Plangebiet ist zudem eine neue Straße 
in Planung, die in einer Entfernung von ca. 150 m vom 
Plangebiet liegen wird (vgl. Kap. 3.2 der Begründung). 
Das o. g. Schallgutachten enthält auftragsgemäß le-
diglich die unter 1) genannten Geräuschimmissionen, 
die unter 2) und 3) genannten Geräuschquellen 

dort vor Ort versickert. Lediglich das im nördlichen 
Randbereich anfallende Niederschlagswasser wird 
aus hydraulischen Gründen dem Mischwasserkanal 
in der Südkamener Straße zugeführt. Die Kapazitä-
ten des Mischwasserkanals sind für diesen Nieder-
schlagswasseranteil noch ausreichend. 
 
Im Ergebnis wird der Anregung im Wesentlichen ge-
folgt, indem im Plangebiet ein Trennsystem errich-
tet und der überwiegende Teil des Niederschlags-
wassers vor Ort versickert wird. 
 
 
Es wird ein Gutachter beauftragt, der ergänzend zu 
der bisherigen schalltechnischen Untersuchung die 
Auswirkungen der Geräuschquellen „Südkamener 
Spange K40n“ und des geplanten GE-Gebietes  
nördlich der Bahnlinie auf die geplanten Nutzungen  
im Plangebiet untersucht und die Ergebnisse zusam-
men mit den Ergebnissen des TÜV-Gutachtens in ei-
nem neuen Gesamtgutachten zusammenführt. In-
halt und Umfang des neuen Gesamtgutachtens wer-
den mit der Unteren Immissionsschutzbehörde 
vorab abgestimmt. 
 
Die Ergebnisse des Gesamtgutachtens werden ent-
sprechend sachgerecht im Bebauungsplan und der 
Begründung berücksichtigt. 
 
Hierbei erfolgen entsprechende textliche und zeich-
nerische Festsetzungen für passive Lärmschutzmaß-
nahmen an der Gebäudeaußenhülle sowie zum Ein-
bau von schallgedämmten Lüftungseinrichtungen 
an Schlafräumen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zum Immissi-
onsschutz wird gefolgt, in-
dem in Abstimmung mit 
der Unteren Immissions-
schutzbehörde ein schall-
technisches Gesamtgutach-
ten erarbeitet wird, das alle 
relevanten Schallquellen 
berücksichtigt und das eine 
sachgerechte Berücksichti-
gung im Bebauungsplan 
und in der Begründung fin-
det. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



wurden nicht untersucht. 
 
Der Gutachter empfiehlt in Kapitel 2.4 des Gutach-
tens, bei Beurteilungspegeln (nachts) ab 50 dB(A) die 
Festsetzung schallgedämmter Lüftungseinrichtungen. 
Die Anlagen zum Gutachten Nr. 5 und 7 belegen die 
Überschreitung dieses Wertes in verschiedenen Hö-
hen für nahezu die gesamte bebaubare Fläche des 
Plangebietes. Diese Überschreitungen beziehen sich, 
wie oben erwähnt, alleine auf die Immissionen durch 
den Schienenverkehr. 
In Kapitel 5 (Beurteilung) des Gutachtens werden 
Vorschläge für Textliche Festsetzungen unterbreitet, 
die jedoch die ausdrückliche Nennung schallgedämm-
ter Lüftungseinrichtungen nicht umfassen. Auch wer-
den keine Vorschläge für zeichnerische Festsetzungen 
unterbreitet (z. B. Kennzeichnung von Lärmpegelbe-
reichen, Nutzung des Außenwohnbereichs etc.). 
Festsetzungen zum Thema Immissionsschutz sind in 
der vorliegenden Entwurfsfassung weder für die 
Textlichen Festsetzungen, noch in der Planzeichnung 
enthalten. 
 
In dem Begründungsentwurf ist das festsetzungsrele-
vante Thema "Schallimmissionsschutz" bislang nicht 
in Kapitel 5 (Planungsrechtliche Festsetzungen) ent-
halten, sondern wird eher randständig in Kapitel 7.3 
(Überschlägige Ermittlung und Bewertung der Be-
lange des Umweltschutzes einschließlich des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege) erwähnt, bevor 
in Kapitel 8 (Planungsbegleitende fachliche Untersu-
chungen) eine Zusammenfassung des Gutachtens er-
folgt. 
 
Generell erscheint die Auseinandersetzung mit pla-
nungsrechtlich grundsätzlich bevorzugt 

Das schalltechnische Gesamtgutachten wird der Un-
teren Immissionsschutzbehörde im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 (2) BauGB zur Verfügung gestellt. 
 
Der Anregung wird somit sachgerecht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



einzusetzenden aktiven Schallschutzmaßnahmen, die 
sich auch z.B. auf Baukörperanordnung und -gestal-
tung im Plagebiet beziehen könnten, zu pauschal. 
Hingegen wird das Nichterreichen der sog. "Zumut-
barkeitsschwelle" überbetont, da diese im Falle eines 
neu geplanten Wohngebietes nicht zu den Beurtei-
lungsgrundlagen gezählt werden kann, sondern ggf. 
in Fällen von Lärmsanierungsgebieten (bestehende, 
historisch gewachsene Lärmproblematiken) herange-
zogen werden könnte. 
 
Im weiteren Planverfahren halte ich folgende Schritte 
für erforderlich: 

• Die schallimmissionsbezogene Untersuchung und 
Einbeziehung in die Immissionsbetrachtungen der 
oben unter 2) und 3) genannten Schallquellen. 

• Die aus der überarbeiteten Gesamtbetrachtung 
resultierende konkrete Ausarbeitung von Schall-
schutzmaßnahmen für das künftige Wohngebiet 
in Form von Textlichen Festsetzungen in Kombina-
tion mit der Zeichnerischen Darstellung. 

 
 
Im Rahmen der von mir zu vertretenden naturschutz-
fachlichen Belange teile ich Ihnen mit, dass die Aus-
sage, dass im Baugebiet vor allem ökologisch gering-
wertige Biotoptypen und nur kleinflächig (ca. 730 m²) 
Gehölzbestände vorkommen, so nicht richtig ist. Bei 
der Betrachtung eines Luftbildes aus dem Jahr 2019 
ist ein ca. 2000 m² großer Gehölzbereich im Nordos-
ten des Baugebiets zu erkennen. Das wurde offenbar 
zwischenzeitlich zerstört. 
Daher ist es umso wichtiger, dass die im Süden und 
im Westen geplanten Hecken sowohl für das Land-
schaftsbild als auch als Lebensraum für Tiere ihre 
Funktion erfüllen können. Deshalb sollen die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge der weiteren Planung wurde in Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbehörde die Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanzierung angepasst, sodass der 
ehem. Gehölzbereich im Nordosten des Plangebiets 
adäquat berücksichtigt wird. 
Desweiteren soll südlich angrenzend an das Plange-
biet ein mind. 8 m breiter landschaftsgerechter He-
ckenstreifen angeordnet werden, der das neue 
Wohnquartier nach Süden abschließt und in den of-
fenen Landschaftsraum einbindet. Die genaue Aus-
gestaltung des Heckenstreifens soll im Rahmen ei-
nes öffentlich-rechtlichen Vertrages gesichert wer-
den, sodass eine Festsetzung als öffentliche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird sachge-
recht gefolgt, indem südlich 
angrenzend an das Plange-
biet ein mind. 8 m breiter 
Heckenstreifen angelegt 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 



"Heckenstreifen" als öffentliche Grünflächen festge-
setzt werden. Diese sollen eine Breite von mindes-
tens 8 m haben, die mittig dreireihig mit standorthei-
mischen Sträuchern bepflanzt werden. Die in der 
Karte dargestellten schmalen Hecken schaffen es we-
der, das Baugebiet in die Landschaft einzubinden, 
noch einen attraktiven Lebensraum für Tiere darzu-
stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinsichtlich des Themas Klimaschutz rege ich an, ent-
sprechende Festsetzungen z.B. im Bereich der Erneu-
erbaren Energien sowie im Umgang mit dem Thema 
"Schottergärten" vorzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
Zwischenzeitlich ist eine landesplanerische Anfrage 
nach § 34 Abs. 1 LPlG NRW bei der Regionalplanungs-
behörde gestellt worden. In Abhängigkeit des Ergeb-
nisses dieses Verfahrens ist auch die Begründung zum 
Umgang mit dem Flächennutzungsplan (s. 14 der Be-
gründung) zu überarbeiten. 
 

Grünfläche nicht erforderlich wird. Mit dieser Maß-
nahme wird sowohl die Funktion für das Schutzgut 
Landschaftsbild als auch die Ersatzfunktion für den 
verlorengegangenen Lebensraum für Tiere erfüllt. 
Gemäß der per E-Mail übermittelten Stellungnahme 
der Unteren Naturschutzbehörde vom 11.09.2023 
ist aufgrund vorhandener Strukturen (Baumreihen, 
Wohngebäude (Streusiedlung und einzeln) ein 8 m 
breiter Heckenstreifen im westlichen Bereich nicht 
zwingend erforderlich. Aufgrund nicht ausreichen-
der Platzverhältnisse wird daher am westlichen 
Rand des Plangebietes von einem solchen Hecken-
streifen abgesehen. 
Der Anregung wird somit sachgerecht gefolgt. 
 
 
In den Bebauungsplan werden in sachgerechtem 
Umfang Festsetzungen und Hinweise aufgenom-
men, die dem Klimaschutz dienen und „Schottergär-
ten“ ausschließen. 
Der Anregung wird somit sachgerecht gefolgt. 
 
 
 
 
 
Die landesplanerische Anfrage nach § 34 Abs. 1 LPlG 
NRW ist zwischenzeitlich positiv beschieden wor-
den. Das Ergebnis wird entsprechend in die Begrün-
dung eingearbeitet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zum Thema 
Klimaschutz wird gefolgt, 
indem in den Bebauungs-
plan in sachgerechtem Um-
fang Festsetzungen und 
Hinweise aufgenommen 
werden, die dem Klima-
schutz dienen und „Schot-
tergärten“ ausschließen. 
 
Der Anregung wird gefolgt, 
indem das Ergebnis der lan-
desplanerischen Anfrage in 
der Begründung sachge-
recht berücksichtigt wird. 
 

25 Landesbüro der Natur-
schutzverbände NRW: 
BUND 
 

- - - 



26 Landesbüro der Natur-
schutzverbände NRW: LNU 
 

- - - 

27 Landesbüro der Natur-
schutzverbände NRW: 
NABU 
 

- - - 

28 Landwirtschaftskammer 
NRW: Kreisstellen Märki-
scher Kreis, Ennepe-Ruhr, 
Ruhr-Lippe, Soest – Unna 
 
Schreiben vom 10.01.2023 

Bedenken gegen die o.g. Planungen werden aus land-
wirtschaftlicher Sicht nicht erhoben. 
 
Folgende Anregungen/ Hinweise werden von hier aus 
mitgeteilt: 
In direkter Nachbarschaft zum Plangebiet befinden 
sich landwirtschaftliche Nutzflächen. Auch von diesen 
Flächen können sowohl Lärm- als auch Gruchsimmis-
sionen ausgehen, z.B. bei Ernte- und Bestellarbeiten 
oder bei der Ausbringung von Wirtschaftsdüngern. 
Ich rege an, im Bebauungsplan einen entsprechenden 
Hinweis aufzunehmen, dass diese Immissionen allge-
mein zulässig und hinzunehmen sind. 
 
Weiterhin habe ich in den zur Verfügung gestellten 
Unterlagen keine Angaben zu möglichen externen 
Kompensationsmaßnahmen gefunden. Gegebenen-
falls erforderliche Kompensationsmaßnahmen sind so 
landwirtschaftsschonend wie möglich durchzuführen 
(produktionsintegrierte Maßnahmen). 
 

 
 
 
In den Bebauungsplan wird ein sachgerechter Hin-
weis bzgl. potenzieller landwirtschaftlicher Lärm- 
und Geruchsimmissionen aufgenommen. 
 
Der Anregung wird sinngemäß und sachgerecht ge-
folgt. 
 
 
 
 
 
Im Zuge des weiteren Planungsprozesses wurde 
eine naturschutzrechtliche Eingriffs-Ausgleichs-Bi-
lanzierung erstellt. Mit Ausnahme eines 8 m breiten 
Gehölzstreifen als Ortsrandeingrünung südlich an-
grenzend an das Plangebiet soll das ermittelte Defi-
zit über das Ökokonto des Kreises Unna ausgegli-
chen werden. Im Rahmen der Behördenbeteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB wird der Landwirtschafts-
kammer detaillierte Unterlagen hierzu zur Verfü-
gung gestellt. 
  

 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, 
indem ein sachgerechter 
Hinweis bzgl. potenzieller 
landwirtschaftlicher Lärm- 
und Geruchsimmissionen in 
den Bebauungsplan aufge-
nommen wird. 
 

29 Landwirtschaftsverband -
Kreisverband Ruhr-Lippe- 
 

- - - 



30 LWL - Archäologie für 
Westfalen, Außenstelle 
Olpe 
 
Schreiben vom 15.12.2022 

Mit Kamen betrifft die Planung einen während der 
gesamten Ur- und Frühgeschichte intensiv besiedel-
ten Bereich. Das Plangebiet liegt siedlungsgünstig 
nahe der Körne - bei Gewässern handelt es sich gene-
rell um einen wichtigen Kristallisationspunkt, in deren 
Umgebung bevorzugt gesiedelt wurde. Lediglich 530 
m von der Planungsfläche entfernt liegt die Siedlung 
im Seseke-Körne-Winkel (eingetragen in die Denkmal-
liste). Zudem sind in der der Umgebung des Planbe-
reiches zahlreiche weitere archäologische Fundstellen 
bekannt. Dabei handelt es sich um allgemein stein-
zeitliche, neolithische, bronzezeitliche, allgemein vor-
geschichtliche und kaiserzeitliche Fundstellen, die 
vermuten lassen, dass in dem Areal Reste weiterer 
Siedlungs- und/oder Bestattungsplätze dieser Zeit-
stellungen erhalten sind. Siedlungs- und Bestattungs-
plätze der Ur- und Frühgeschichte haben meist Aus-
dehnungen von mehreren Hektar. 
 
Aufgrund der siedlungsgünstigen Lage und der zahl-
reichen bereits bekannten Fundstellen in der Nähe, 
ist davon auszugehen, dass auch innerhalb des Plan-
bereiches Bodendenkmalsubstanz erhalten ist. 
Im ungünstigsten Fall könnte es während der Bau-
phase zur Entdeckung von Bodendenkmälern kom-
men, was dann zu zusätzlichen Kosten durch Verzöge-
rungen und Baustillstandzeiten führen würde. Denn 
nach dem OVG-Urteil Münster 10 A 2611/09 vom 
20.09.2011 (S. 17) müssen Bodendenkmäler auch bei 
Entdeckung nach der Plangenehmigung aufgrund der 
bestehenden Sicherungsverpflichtungen nach dem 
DSchG NW in die Denkmalliste eingetragen und ent-
sprechend berücksichtigt werden. Dies würde dann 
unweigerlich zu aufschiebenden Wirkungen führen, 
die für durchgeplante Bauvorhaben erhebliche Kon-
sequenzen haben würden. Die weitere Untersuchung 

Die archäologischen Informationen werden sachge-
recht in die Begründung und den Umweltbericht 
des Bebauungsplans berücksichtigt.  
 
In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hin-
weis auf das potenzielle Vorhandensein von Boden-
denkmalsubstanz aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Anregung wird gefolgt, 
indem die archäologischen 
Informationen sachgerecht 
im Zuge der weiteren Pla-
nung berücksichtigt wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



ginge dann zu Lasten des Vorhabenträgers, ist doch 
das Verursacherprinzip im DSchG NW fest verankert. 
 
Um dies zu verhindern schlagen wir folgendes Vorge-
hen vor: 
Das Plangebiet kann durch Baggerschnitte auf das 
Vorhandensein von Bodendenkmälern überprüft wer-
den. Dies würde sich zunächst auf die im Südwesten 
des Plangebietes befindliche Freifläche konzentrie-
ren, da die anderen Bereiche bereits mehr oder weni-
ger durch frühere Bau-/Abbruchmaßnahmen verän-
dert sind. Die Maßnahme könnte durch Mitarbei-
ter:innen unseres Hauses durchgeführt werden, wenn 
der Vorhabenträger einen Bagger mit Baggerfahrer:in 
zur Verfügung stellen würde. Die Ausstattung des 
Baggers mit einer mindestens 2 m breiten Böschungs-
schaufel ist unumgänglich. Andernfalls kann die Un-
tersuchung nicht durchgeführt werden. 
Durch dieses Vorgehen ließe sich bereits frühzeitig 
Planungssicherheit herstellen. Auf Grundlage der Er-
gebnisse der Sachverhaltermittlung würde sich ab-
schließend beurteilen lassen, ob noch weitere archä-
ologische Maßnahmen in anderen Bereichen des 
Plangebietes notwendig sind bzw. inwieweit den je-
weiligen Planungen Belange des Bodendenkmalschut-
zes entgegenstehen und eine planerische Rücksicht-
nahme erforderlich machen. 
 
Wir bitten den Vorhabenträger sich deutlich vor Be-
ginn der geplanten Baumaßnahmen mit uns in Ver-
bindung zu setzen. 
 

 
 
 
 
 
Der Grundstückseigentümer/Projektentwickler wird 
sich wie vorgeschlagen mit dem LWL in Verbindung 
setzen und in Abstimmung mit dem LWL Bagger-
schnitte vor Beginn der Bauarbeiten durchführen. 
 
Der Anregung wird somit sinngemäß und sachge-
recht gefolgt. 
 

 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt, 
indem vor Baubeginn in 
Abstimmung mit dem LWL 
Baggerschnitte durchge-
führt werden, um den 
Planbereich auf das Vor-
handensein von Boden-
denkmalsubstanz zu über-
prüfen. 
 

31 Minegas GmbH 
 

- - - 

32 RAG Aktiengesellschaft 
 
Schreiben vom 13.12.2022 

Hiermit möchten wir Ihnen mitteilen, dass wir zum 
o.g. Planverfahren weder Anregungen noch 

Keine Abwägung erforderlich 
 

Kenntnisnahme 



Bedenken vorzubringen haben. 
 

33 Regionalverband Ruhr 
(nicht Referat staatliche Re-
gionalplanung) 
 

- - - 

34 Regionalverband Ruhr Re-
ferat staatliche Regional-
planung 
 

- - - 

35 RWTH Aachen (Lehrstuhl 
und Institut für Markschei-
dewesen) 
 

- - - 

51 Telefonica Germany GmbH 
& Co. OHG – Nürnberg 
 

- - - 

52 Verkehrsgesellschaft Kreis 
Unna mbH 
 

- - - 

53 Vodafone West GmbH 
(ehemals Unitymedia) 
 

- - - 

54 Westnetz GmbH:  Regional-
zentrum Östliches Ruhrge-
biet (vormals: Regional-
zentrum Recklinghausen) 
 

- - - 

55 WFG Wirtschaftsförderung 
Kreis Unna 
 

- - - 

 


